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Aufgabenteilung zwischen Vormund/Beistand/Beirat und VB
Sachverhalt und Fragestellung

Die von der VB angeordnete Massnahmen, im vorliegenden Fall eine Beistandschaft nach Art. 394 ZGB, erweist sich aufgrund fehlender Kooperationsbereitschaft der verbeiständeten Person untauglich zur Behebung oder Milderung des Schwächezustandes. Welche Aufgaben hat der Beistand in dieser Situation. Hat der diese Tatsache der VB lediglich zu melden oder hat er ihr gleichzeitig Anträge für eine andere Massnahme zu unterbreiten?

Erwägungen

Die Frage ist im ZGB nicht direkt geregelt. Die Antwort darauf ist aus dem allgemeinen Auftrag des Mandatsträgers und allenfalls aus den Bestimmungen über die Berichterstattung zu erschliessen. Zur Berichterstattung enthalten die Art. 413, 423-425 und 451-453 ZGB entsprechende Bestimmungen. 

Aus dem allgemeinen Zweck vormundschaftlicher Massnahmen ergibt sich, dass der Mandatsträger immer und in Bezug auf alle Fragen, die auftauchen, das sog. „Mündelwohl“ oder besser, das Wohl des Schwachen im Auge zu behalten und alles im Rahmen seines Auftrages Mögliche zu unternehmen hat, um dieses Wohl zu gewährleisten. Wenn sich nun ergibt, dass die angeordnete Massnahme nicht taugt, um den Schwächezustand zu mildern oder zu beheben, hat der Mantaträger der VB nicht nur Meldung zu machen, sondern auch die aus seiner Sicht geeignete Massnahme zu beantragen. Er kennt ja die Verhältnisse am besten und es macht wenig Sinn, die VB, die zudem als Miliz- und Laienorgan ohnehin schwieriger dazu in der Lage ist, mit einer neuen Abklärung zu betrauen.

Dies ergibt sich nicht nur aus diesem allgemeinen Zweck des Vormundschaftsrechts sondern auch aus der herrschenden Lehre betr. periodische Berichterstattung, zu der regelmässig auch Aeusserungen gehören über die Fortsetzung, Aufhebung oder Umwandlung der Massnahme.

Die Verordnung über das Vormundschaftswesen vom 25. September des Kantons Luzern hält dies zudem in § 12 Abs. 3 ausdrücklich fest.

In Analogie zu dieser Lehre und Praxis bei der periodischen Berichterstattung hat der Mandatsträger auch jederzeit zwischen den periodischen Berichterstattungen das Recht und die Pflicht, an die VB zu gelangen, wenn die angeordnete Massnahme sich als untauglich erweist.

Falls in einem solchen Fall eine Entmündigung nach Art. 369 ZGB in Betracht gezogen wird, die nur gestützt auf ein Gutachten (Art. 374 Abs. 2 ZGB) angeordnet werden kann, hat die Vormundschaftsbehörde auf entsprechenden Antrag des Beistands das Verfahren, u.a. die Begutachtung, einzuleiten.  
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